Alle Poſtanſtalten nehmen Beſlellung auf dieſes Blatt 
an, für Breslau die Expedition der Breslauer Zeitung. 
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Inbalt. Preußen. Berlin. (Amtliches) — (Zur Handelspolitik. Die Verfaſſungsreviſton. Vermiſchtes.) gr (Zur Tages. Chronik.) — Köln. (Ein Schreiben aus Rom.) — 
Deutſchland. Frankfurt. (Berathungen bei dem Bundestage. Zwieſpalt innerhalb deſſelben. Der preußiſche Bevollmächtigte gegenüber der hannoverſchen Ritterſchaft.) — Kiel. (Verhaftung) 
Hannover, (Die Aufnahnie der Deputationen der Provinziallandſchaften.) — Kaſſel. Zustände.) — Oeſterreich. Wien. (Heirathspläne des Prinzen Napoleon. Dr. Kuchenbäcker. Pal⸗ 
merſtons Sturz.) — (Tagesbericht.) — Italien. Rom. (Zustände in Rom und in Piemont.) — Frankreich. Paris. (Tagesbericht.) — Schweiz. Aus der Schweiz (Vermiſchtes) 
Spanien, Madrid. (Geburteinerpräfumtiven Thronerbin. Narvaez wieder an der Spitze der Geschäfte.) — Propinzial-Zeitung . Notizen aus der Provinz. — Liegnitz. [Perſonallen. ] 


Tele graphiſche Nachrichten. 5 

is, 26, Dezbr. (Tel. Dep. d. Pr. Ztg.) Nach der „Patrie“ kommen 

bis va uhr Kir s2 RR wovon 45 vollſtändig, 6,497,000 

Ja, 289,000 Nein. In Ober: und Niederalpen und in einem Theile des 

Herault⸗Departements ſind die Wahlen auf Sonntag den 28. d. vertagt. 

Der Präſident hat bis heute 464 Zuſtimmungs⸗Adreſſen empfangen, Das 
Tedeum für das Votum vom 20, findet am 1. Januar ſtatt. 

Livorno, 23. Dezbr. Das Kriegsgericht hat 47 einer geheimen Ge: 
ſellſchaft angehörige Individuen theils zum Tode, theils zu Kerkerſtrafen 
K Die Todesſtrafen hat die Gnade des FM. v. Nadetzky fämmt: 
ich in Kerkerhaft verwandelt. 

Corfu, 21 Le. Heute iſt das joniſche Parlament plötzlich aufge⸗ 
löft worden. i N 
. pppd pff mw RTEORT" B ENGEN 

Preußen 

Berlin, 27. Dez. [Amt liches.) Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt 
geruht: den Appellationsgerichtsrath von Druffel zu Köln zum Landgerichts Präſi⸗ 
denten in Aachen zu ernennen; dem Bürgermeiſter der Stadt Breslau, Ober⸗Regie⸗ 
rungsrath Elwanger, den Titel „Ober⸗Bütgermeiſter“ zu verleihen; den bei dem 

iniſterium der auswärtigen Angelegenheiten angeſtellten Regierungs⸗Aſſeſſoren The⸗ 
remin und St. Pierre den Charakter als Legationsrath und dem bei dieſem Mini⸗ 
ſterium angeſtellten geheimen Sekretär Leiß den Charakter als Kanzleirath beizulegen; 
fo wie den bisherigen Landraths⸗Amtsverweſer Karl Friedrich von Holzbrinck zum 
Landrache zu ernennen. — Dem Landrathe von Knebel⸗Döberitz iſt das Land⸗ 
raths⸗Amt des Kreiſes Neumarkt im Regierungs⸗Bezire Breslau übertragen worden. 

Angekommen: Se. Durchlaucht der General⸗Lieutenant und Kommandeur der 
sen Divifion, Fürſt Wilhelm Radziwill, von Brandenburg. Der Generalmajor 
und Kommandeur der 10ten Infanterie⸗Brigade, von Fuchs, von Poſen. — A b⸗ 


im Augenblicke gar nicht darum zu thun iſt, in Wien definitive Beſchlüſſe faſſen zu 
laſſen. Die Intentionen des wiener Cabinets gehen lediglich dahin, die Behandlung 
und Entſcheidung der deutſchen Zoll⸗ und Handelsverhältniſſe zur Bundesſache zu ma⸗ 
chen, und alle jetzt geſchehenden Schritte bereiten nur dies Ziel vor, und gehen darauf 
hinaus, die Abgeſchloſſenheit des Zollvereins zu brechen. Fürſt Schwarzenberg bezeichnet 
am Schluſſe ſeiner Note vom 25. November, durch welche er zur Beſchickung der 
wiener Conferenz einladet, ausdrücklich den Zweck dieſer Zuſammenkunft dahin: „Wir 
wünſchen die Grundzüge eines Vertrages für das dereinſtige Zuſtandekommen einer deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Handels- und Zolleinigung unſerer Bundesgenoſſen noch vor Eröffnung der 
den Mitgliedern des Zollvereins von dem königl. preußiſchen Kabinette in Ausſicht geſtellten 
Verſammlung ihrer Bevollmächtigten vorzulegen, um ſie in den Stand zu ſetzen, die 
in Berlin zu pflegenden Verhandlungen mit voller Kenntniß unſerer Vorſchläge begin⸗ 
nen, und ſonach letzteren jene Berückſichtigung angedeihen laſſen zu können, welche fie 
nach unſerer Ueberzeugung verdienen. Es wäre uns daher ſehr willkommen, wenn zu 
dieſem Ende eine Zuſammenkunft von Vertretern ſämmtlicher Bundesgenoſſen dahier 
ftattfinden könnte, um unfere Vorlagen entgegen zu nehmen“ ꝛc. Der Zweck der öſter⸗ 
reichiſchen Regierung iſt alſo völlig erreicht, ſobald nur ein Bevollmächtigter Preußens, 
in welcher Form es auch ſei, in Wien erſcheint. — Zwei Punkte ſind es nun aber, 
die wir Angeſichts dieſer Lage der Dinge möglichſt früh ins Auge zu faſſen haben? ? 
einerfeits hat man ſich hier denn doch auch entſchließen müſſen, den Termin zum Be⸗ 
ginne der Verhandlungen für eine Wiedererneuerung der Zollvereinsverträge möglichſt 
zu beſchleunigen, um ſo eine feſte Baſis für alle weiteren Unterhandlungen zu gewin⸗ 
nen, und es wird daher, wie wir hören, in einer Note, die in dieſen Tagen an ſämmt⸗ 
liche Zollvereinsregierungen abgehen wird, die Einladung gerichtet werden, die Bevoll⸗ 
mächtigten hierher nach Berlin zum 27. Januar abzuſenden. Man ſcheint alſo wohl 
anzunehmen, daß bis zu dieſer Zeit die Konferenz in Wien ihr Ende erreicht haben 
wird. Andrerſeits agitirt aber Oeſterreich ſchon jetzt in Frankfurt für eine Wiederbe⸗ 
rufung der Sachverſtändigen für die Handelsangelegenheiten, um ſo der Bundesver⸗ 
ſammlung das Material für die Entſcheidung dieſer Fragen vorzubereiten. 2 


Man erzählte heute in unterrichteten Kteiſen, daß es innerhalb des Staatsmini⸗ 
ſteriums angeregt worden ſei, noch vor die diesmaligen Kammern Seitens der Regie⸗ 
rung mit einer Denk ſchrift zu treten, in welcher man klar und beſtimmt alle die⸗ 
jenigen Punkte bezeichnet, in welchen man eine Reviſion der Verfaf⸗ 
ſung für nothwendig erachtet. Die im Schoße der erſten Kammer eingebrach⸗ 
ten Anträge bieten dafür bereits ein reichhaltiges Material dar, es ſcheint hiernach nun 
aber, als ob die Regierung ſelber die Initiative ergreifen wolle. Die angedeutete Ab⸗ 
ſicht ſoll ſpeziell von Herrn von Manteuffel gehegt werden, der fie auch innerhalb des 
Staatsminiſteriums angeregt haben ſoll, eine definitive Beſchlußfaſſung hieruͤber hat 
jedoch, wie wir hören, noch nicht ſtattgefunden. / 5 

Die auf der letzten im Monat Oktober und November hier verſammelt geweſenen 
Poſtkonferenz gefaßten Beſchlüſſe haben nunmehr die Ratifikation aller betreffenden Re⸗ 
gierungen erhalten, und es ſteht deren Publikation in der Form einer beſondern Addi⸗ 
tionalakte zum Poſtvereinsvertrage nunmehr nahe bevor. 


Der frühere Miniſterpräſident Rudolph von Auerswald, der ſich mehrere Mo⸗ 
nate in Paris aufgehalten hat, iſt in dieſen Tagen von dort hierher zurückgekehrt. Er 
bat die Entwickelung der dortigen Dinge mit ruhigem Blicke beobachtet, und nach dem, 
was wir über ſeine Aeußerungen vernehmen, dabei die feſte Ueberzeu gewonnen, 
daß trotz des momentanen Glückens des Staatsſtreiches, an ein Conſolidiren der 
Verhältniſſe über das Frühjahr hinaus kaum zu denken ſei· 5 

Eine der hauptſächlichſten Beſtimmungen in dem neuen Handelsvertrage mit Hol⸗ 
land bezieht ſich bekanntlich auf eine Egalifirung der Sputweiten der holländiſchen mit 
den preußiſchen Eiſenbahnen. Es findet die Ausführung dieſer Beſtimmung eine be⸗ 
ſondere Schwierigkeit bei der arnheimer Eiſenbahn, deren Eigenthum ſich fast ganz in 
den Händen engliſcher Kapitaliſten befindet, wo alſo die holländiſche Regierung eine un⸗ 
mittelbare Einwirkung nicht hat. Es iſt hier jedoch holländiſcher Seits trotzdem die 
beſtimmte Verpflichtung eingegangen, auch bei dieſer Bahn, eventualiter ſelbſt zwangs⸗ 
weiſe die Verengerung der Spurweite binnen Jahresfriſt zu bewirken. 


Berlin, 27. Dezbr. (Zur Tages⸗Ehronik.] Die Denkmünze, welche Se. 
Majeſtät der König zum Gedächtniß der 1849 in Baden und am Rhein durch Se, 
kgl. Hoheit den Prinzen von Preußen beſiegten Revolution hat prägen laſſen, um Se. 
kgl. Hoheit am 15. Oktbr. damit zu Überraſchen, ſtellt auf der einen Seite das Bild 
des Prinzen dar mit der Umſchrift; „Wilhelm, Prinz von Preußen, Oberbef lshaber 
ten gehen werden, wiſſen wir ja bereits zur Genüge aus den Zeitungen. Man ſieht alſo, daß der Armee im Jahre 1849,“ und auf der andern Seite den Erzengel St. ichael, 
man hier bereits nach einem Auswege ſucht, ſich an den Berathungen in Wien zu ber wie er den gefeſſelten. Drachen in den Abgrund wirft. 
theiligen, ohne 10 und geradezu nachzugeben. Wir glauben aber, daß dieſe Form der Se. Majeſtät der König werden dem Vernehmen nach am 1. Januar k. J. Ihre 

ſetheiligung auch vollſtändig der öſterreichiſchen Regierung genügen wird, da derſelbrn Reſidenz von Charlottenburg nach Potsdam verlegen, daſelbſt bis zum 17. Januar ver⸗ 


Salle nach Golßen. Der Erbſchenk im Herzogthum Magdeburg, Kammerherr 
Graf vom Hagen, nach Möckern. N 
Se. königliche Hoheit der Prinz Friedrich Wilhelm Nikolaus Albrecht 


0 N 
rich, Müller, P. Fäbnrg, vom 6. Artill. Regt., ſämmilich zu außeretatsm. Sec. Ltd. mit Suf.- 
Gehalf debe a errmann, Hauptm. vom 36, Juf Regen um. Major, v. Leutſch, 
Pr. Ft. dom 38. Juf.⸗Regt. zum Hauptm. u. Komp Chef, v. Hüllesheim J., Scc. Lt. von 
emſelten Regt, zum Pr. Et. befördert. v. Ferentheil u. Gruppenderg, Ste. t. vom 
10. Jaſ. Regt, unter Belaſſung in feinem Verhältniß als dienſtl. Adjutant der 12. Juf. Brig, 
ale Pr. St. ins 40. Inf. Regt. v. Münchow, P. Fähnr. von demſ. Regt., zum 19. Inf. Regt. 
gerſeßt. v. Stahr, Pr. &, vom 22. Zuf, Regt, don dem Komdo, als dienſtl. Adſut. der 9. 
N, Brig. entbunden u. tritt derſelbe zu feinem Re ſuräck. Thielmann, Pr. Lt. vom 18. 
af. Regk., zur Dienſtl. als Abfat. ve der 9. Inf. Brig. kommanditt. Zahn, Feldw. u. Rech⸗ 
nungsfüßrer vom 18. Inf. Regt. der Char. als Sec. Lt. beigelegt. Schulze, P. gähnr vom 
6. Inf. Regt., zum überz. Sec. Lt. beſördert. Hoffmann, Pr. gt. vom 23“ Inf. Regt., auf 
Monat zur Dienftl. bei der Abtheilung des Kriegs Miniſteriums für das Inpal.⸗Weſen kom⸗ 
Manbirt, v. Danıtenberg, Pr. Lt dom 4. Jäger Bat, von dem Verhältniß als Mitgl. der 
Gewehr⸗Reviſ. Kommiſſ. zu Suhl entbunden u. teitt derſelbe zum 1. Jan. k. J. zu feinem Trup⸗ 
Ventheil zutück. Gr. v. Pückler, P. Fähnr. v. Garde-Reſ. Inf. Regt, zum 23. Inf. Regt. verſetzt. 
ip) 1 # 
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1 Berlin, 27. Dezbr. (Zur Handelspolitik. — Die Verfaſſungs⸗ 
Revifion. — Vermiſchtes. Man fängt hier bereits an, in dem bisherigen Ent⸗ 
ſchluſſe wegen Nichtbeſchickung der wiener Zollkonferenz zu ſchwanken, vornehmlich wohl 
weil man das Unvortheilhafte der iſolirten Poſition, in welche man bei dieſer Gelegen⸗ 
heit geräth, hindurch fühlt. Man ift nehmlich zu dem Entſchluſſe gekommen, einen 
offiziellen Berichterſtatter nach Wien zu ſchicken. und unterhandelt im Augenblicke mit 
dem öſterreſchiſchen Cabinet wegen Zulaſſung deſſelben zu den Conferenz⸗Sitzungen ſel⸗ 
ber. Uns will aber bedünken, daß ein ſolcher offiziell als Berichterſtatter einer Regie⸗ 
rung auftretender und als ſolcher beglaubigter Abgeſandter genau daſſelbe ſei wie ein Be⸗ 
vollmächtigter, der nur die Inſtruktion erhält, die gemachten Vorlagen ad referendum 
zu nehmen; und daß Bevollmächtigte mit ſolchen Inſtruktionen nach Wien von mehreren Sei⸗ 


bleiben und vom 18. Januar ab (Krönungs⸗ und Ordensfeſt) im hieſigen k. Schloſſe 
bis gegen Anfang März Ihre Wohnung = men. — k * 

Wie wir hören, iſt geſtern die Genehmigung der belgiſchen Negierung zu den hier 
zwiſchen den Miniſterien des Auswärtigen, der Finanzen und des Handels einerſeits 
und dem belgiſchen Geſandten, Herrn v. Nothomb, andererſeits vereinbarten Modifika⸗ 
tionen des am 1. Januar k. J. ablaufenden Handelsvertrages bei der belgiſchen Ge⸗ 
ſandtſchaft eingegangen. 8 

Der Baron v. Budberg, welcher ſeit der Abberufung des Baron v. Meyendorff die 
Geſchäfte der ruſſiſchen Gefandtfchaft am dieſſeitigen Hofe leitete, ift jetzt zum kaiſerlich 
ruſſiſchen außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter ernannt worden. 
Die Ernennung des Baron v. Budberg iſt ein Beweis beſonderen Vertrauens Sr. 
Majeſtät des Kaiſers von Rußland, indem es ſonſt am Hofe zu St. Petersburg Brauch 
iſt, nur älteren Diplomaten die Vertretung an den fremden großen Höfen anzuvertrauen. 

Der außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter Sardiniens am hie⸗ 
ſigen Hofe, Marquis de Ricci, iſt von ſeiner Regierung abberufen worden, weil die 
ſardiniſche Kammer das Gehalt eines außerordentlichen Geſandten am hieſigen Hofe 
vom Etat geſtrichen hat. In Folge davon dürfte auch der dieſſeitige außerordentliche 
Geſandte am Hofe zu Turin, Graf Redern, von dort zurückberufen und durch einen 
Geſchäftsträger erſetzt werden. n 

In der Nacht zum 26. Dezbr. ſtarb hierſelbſt nach mehrwöchentlichen Leiden im 
Alter von 72 Jahren der Baron Konſtantin d'Ohſſon, welcher vom Jahre 1835 bis 
zum Jahre 1850 als Geſandter Sr. Majeſtät des Königs von Schweden und Nor⸗ 
wegen am hieſigen Hofe beglaubigt geweſen war und der nach ſeinem Ausſcheiden aus 
dem öffentlichen Dienſte den Abend ſeines Lebens in den Kreiſen hatte beſchließen wollen, 
in denen er ſo vielfache Freunde und allgemeine Anerkennung gefunden und in denen 
ſein Tod eine ſchmerzliche Lücke zurückläßt. 

Der königliche Kammerherr, vormalige Geſandte am k. k. öſterr. Hofe, Graf von 
Bernſtorff, iſt von Stintenburg in Lauenburg hier angekommen. 

Der kaiſerlich ruſſiſche Staatsrath und erſte Geſandtſchafts⸗Sekretär in Konſtanti⸗ 
nopel v. Balabin iſt von Warſchau, der königl. großbrit. Oberſt und Kabinets⸗Courier 
Townley von St. Petersburg und der Geſandtſchafts-Attaché Magnus von Waſhing⸗ 
ton hier angekommen. 

Der königl. däniſche Kammerherr v. Moltke-Hoitfeld iſt von Dresden kommend 
nach Kopenhagen hier durchgereiſt. 

In dem Reſſortkonflikt zwiſchen den Miniſterien des Innern und des Handels, be: 


treffend das Konzeſſionsweſen, hat ſich, wie wir hören, das Staatsminiſterium dahin 


ausgeſprochen, daß von beiden Miniſterien Kommiſſarien ernannt werden, die zu ver⸗ 


einbaren haben, welche Konzeſſionen von dieſem oder von jenem Miniſterium bearbeitet 


werden müſſen. Das Ergebniß dieſer Konferenz wird der Genehmigung Sr. Majeftät 
des Königs bedürfen. Wie es ſcheint, werden die Konzeffionen für Buch- und Kunſt⸗ 
händler, für Antiquare, Schauſpiel⸗Unternehmer, Schankwirthe und Pfandleiher wieder 
dem Reſſort des Miniſteriums des Innern überwieſen werden. 

Die früher vielfach ſtreitig geweſene Frage, ob ſolche Buchhändler, die ſich bei Er⸗ 
laß des gegenwärtigen Preßgeſetzes, ohne ihren Gewerbebetrieb vorher angemeldet zu ha⸗ 
ben, in Ausübung deſſelben befanden, iſt dem Vernehmen nach jetzt von den Miniſte⸗ 
rien des Innern und für Handel und Gewerbe dahin entſchieden, daß die innerhalb 
einer Friſt von 3 Monaten nach Publikation des Preßgeſetzes unterlaſſene Anmeldung 
die betreffenden Gewerbetreibenden denjenigen gleichſtelle, welche ihren Gewerbebetrieb neu 
beginnen. Dieſelben haben daher auch für die ihnen früher etwa bereits ertheilte Kon⸗ 
zeſſion eine Erneuerung nachzuſuchen. (N. Pr. Z.) 

Die Auffteluug eines Bundespreßgeſetzes, ſo weit fie in der Aufgabe der Fachkom⸗ 
miſſion liegt, möchte ſich immerhin noch einige Zeit verzögern. Geh. Rath Scheerer, 
ein mit dem Gegenſtande ſehr vertrauter Beamter unſeres Miniſteriums des Innern, 
begiebt ſich bekanntlich nach Ftankfurt. Die Hauptſchwierigkeit des Zuſtandekommens 


eines Entwurfs liegt ſchon jetzt augenſcheinlich darin, daß trotzdem die preuß. Preßge⸗ 


ſetzgebung zur Baſis genommen, von Oeſterreich eine Amendirung in ſeinem Sinne be⸗ 
liebt wird. Noch mehr wird dies ſpäter hervortreten, wenn der Entwurf aus der Fach⸗ 
kommiſſion in den politiſchen Ausſchuß zur Berathung übergehen wird. 

Der Bau des Staatsdruckereigebäudes wird im Februar beendigt ſein. Das In⸗ 
ſtitut, welches durchaus in keine Konkurrenz mit Privatanſtalten treten ſoll, wird zu⸗ 
nächſt mit der Umfertigung unſerer Kaſſenſcheine beginnen. Die Direktion deſſelben 
übernimmt der ganz neuerdings zum geh. Regierungs-Rath ernannte Herr Wedding. — 
Die Anfertigung der auf Staatskoſten herzuſtellenden gewöhnlichen und laufenden Druck⸗ 
ſachen ſoll der geheimen Oberhofbuchdruckerei von Decker zunächſt 1 5 al 
bleiben. 1,30: 

Köln, 24. Dez. [Ein Schreiben aus Rom.] Die „Deutſche Volkshalle“ 
bringt aus Paris folgende telegraphiſche Depeſche: So eben erhält Herr Graf Mon: 
talembert ein Schreiben aus Rom, in welchem Se. Heiligkeit der Papſt den Ent⸗ 
ſchluß des Herrn Grafen, an der Konſultativ-⸗Kommiſſion des Präfidenten Louis Nas 
poleon theilzunehmen, vollkommen billigt. Das Schreiben trägt das Datum: „Rom, 
14. Dezember 1861“; es iſt im Auftrage Sr. Heiligkeit geſchrieben, und die Haupt: 
ſtelle lautet wörtlich: „Le Saint-Pere m'a autorisd à vous dire; qu'il approuvait 
entièrement votre adhesion à la commission consultative.“ 

Deut ſchlan d. 

Frankfurt a. M., 23. Dezember. [Bundestägliches.] In der letzten 
Sitzung des engern Raths am 20. Dezbr. wurde über ein vom Militärausſchuß vor⸗ 
gelegtes Bundes militärſtrafgeſetz verhandelt. Mit Ausnahme von wenigen Be⸗ 
ſtimmungen wurde das Ganze wieder an die Militärkommiſſion zur Abänderung zu⸗ 
rückgewieſen. an wundert ſich, daß immer noch nicht das letzte entſcheidende 
Wort von Seiten des Bundestages über das Schickſal der deutſchen Flotte aus⸗ 
geſprochen iſt. Das mag darin ſeinen Grund haben, daß Hannover die Erhaltung 
derſelben wünſcht, und ſowohl Preußen als Oeſterreich bemüht find, Hannover in ſei⸗ 
nen Neigungen nicht zu verlezen. (D. A. 3.) 

Die innerhalb der Bundes verſammlung herrſchende Zwietracht findet mehr 
und mehr den Weg in die Oeffentlichkeit und ſelbſt die „Preußiſche Zeitung“ macht 
keinen Hehl aus dem Uebergewicht, das Deſterreich jetzt erlangt hat. Ein Correſpon⸗ 
denzartikel aus Frankfurt in dieſem Blatte äußert ſich abermals über die deutſche 
Flotte, das Bild, welches er von dem Zuſtande der Kaſſe der Bundesflotte entwirft, 


— 
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heiten darüber bekannt werden. Diefelben haben indeſſen. weniger Intereſfe für das 


große Publikum. Von allgemeiner Bedeutung aber iſt die Deduktion der PA 3, 


daß Oeſterreich, gleich wie in dem Ausſchuß für die Veröffentlichung der Bundes: 
tags⸗Verhandlungen, auch in dem Flotten⸗Ausſchuß die Majorität leitet. Die 
„Preuß. Z.“ ſagt hierüber: „Der Ausſchuß, welcher die Marine⸗Angelegenheiten leitet, 
beſteht aus Preußen, Würtemberg, Hannover, Darmſtadt, welche bei Anſchaffung der 
Flotte mitgewirkt, und aus Oeſterreich, Baiern und Sachſen, welche bisher 
nichts für die Flotte bezahlt haben. Nimmt man nun als wahrſcheinlich an, daß die 
würtembergiſche Abſtimmung unter den obwaltenden Umſtänden jederzeit von der 
des öſterreichiſchen Geſandten bedingt ſein wird, ſo ergiebt ſich der eigenthümliche 
Umſtand, daß gerade diejenigen Staaten, deren erſte Matrikularbeiträge noch 
heute in der Flottenkaſſe vermißt werden, nämlich Oeſterreich, Baiern und 
Sachſen, über Adminiſtration und Leitung der Flotte durch Majorität entſcheiden kön⸗ 
nen.“ Noch charakteriſtiſcher für die unglückliche Stellung, in welche Preußen gerathen 
iſt, iſt die folgende Aeußerung der „Preußiſchen Zeitung“: „Das, was wir über den 
augenblicklichen Zuſtand der Kaſſe der Bundesflotte hören, iſt allerdings traurig, aber 
noch trauriger iſt das Prognoſtikon, welches wir dem Bunde und ſeinen Einrichtungen 
ſtellen müſſen, wenn derſelbe nicht mehr die Kraft oder den Willen hat, 
rückſtändige Matrikularbeiträge zu erheben, ſobald Oeſterreich ſich un— 
ter den Säumigen befindet, und zur Verdeckung derartiger Zuſtände Argumen⸗ 
tationen in Anwendung bringt, wie diejenige, welche in dem Protokoll vom 30. Juli 
der Gegenerklärung des Präſidiums auf dem Proteſt Preußens zu Grunde liegt.“ 
Dieſe Gegenerklärung lautet in dem Protokoll: „8 99. Die zur Erhaltung der deut⸗ 
ſchen Flotte beantragte Matrikularumlage von 532,000 Gulden betreffend. Präſidium: 
Die in der Sitzung vom 8. d. beſchloſſene Matrikularumlage präjudizirt der Entſchei⸗ 
dung über die Flottenfrage in keiner Weiſe. Wenn dieſer Betrag auch auf die Er⸗ 
forderniſſe der Marine verwendet werden ſoll, ſo iſt er doch eigentlich zur Herſtellung 
der Ordnung im Haushalt des Bundes beſtimmt.“ Am Schluffe der Correſpondenz 
in der „Pr. Z.“ heißt es: „Preußen hat größere Opfer als irgend ein anderer Bundes⸗ 
ſtaat für die Schöpfung einer deutſchen Flotte gebracht; wenn aber dies Unternehmen 
durch die beharrliche Weigerung Oeſterreichs, Baierns, Sachſens und Heſſens, demſel⸗ 
ben ihre bundesmäßige Mitwirkung zu gewähren, hat ſcheitern müſſen, und grade 
die Thätigkeit dieſer Staaten, ohne Widerſtand in der Bundes ver⸗ 
ſammlung zu finden, darauf gerichtet iſt, über die Rechte ſo gut, wie 
über die Wünſche Preußens zur Tagesordnung zu gehen, ſo dürfen wir 
das Vertrauen hegen, daß die Feſtigkeit der preuß. Regierung die natürliche Schwer⸗ 
kraft des preußiſchen Gewichtes in der Wagſchale deutſcher Politik in ihrer vollen 
Geltung zu wahren wiſſen werde.“ 

Den „H. N.“ ſchreibt man aus Frankfurt: Man vernimmt mit Beſtimmtheit, 
daß Preußen, welches früher aus Beſorgniß vor Verwickelungen im eigenen Lande Be⸗ 
denken trug, die Sache des hannoverſchen Adels zu der ſeinigen zu machen, nunmehr 
ſeinen hieſigen Vertreter dahin inſtruirt hat, in dieſer Angelegenheit ſo zu ſtimmen, 
wie ſeine perſönliche Ueberzeugung ihm eingebe. ; 

** Kaſſel, 26. Dezbr. [Zuſtände.] Die bevorftehende Auflöſung des Bürger⸗ 
Ausſchuſſes iſt wieder einen Schritt weiter gediehen. Die Regierung hat nunmehr dem 
Stadtrathe aufgegeben, ſich nach er Naarn ef: ene n darüber und das zwar 
binnen 24 Stunden zu äußern. er Stadtrath hielt eine außerordentliche Sitzung, 
lediglich zu dieſem Zwecke, in welcher man dem Vernehmen nach zu dem Beſchluß ge⸗ 
kommen iſt, der Regierung zu erwiedern, daß in dem ſeitherigen Benehmen des Aus⸗ 
ſchuſſes man durchaus keine Pflichtwidrigkeiten wahrgenommen, welche die Auflöſung deſſel⸗ 
ben rechtfertigen könnten. Was die Wahl des Bezirksraths anlange, ſo ſei bei der⸗ 
ſelben der Ausſchuß durchaus nicht als ſolcher thätig geweſen, ſondern nur die einzel⸗ 
nen Mitglieder deſſelben, welche piederum nur nach ihrer individuellen Ueberzeugung, 
nach ihrem beſten Wiſſen und Gewiſſen gehandelt hätten. Ein Ausſchuß⸗Beſchluß 
liege durchaus nirgends vor, welcher eine ſolche Maßregel als die der Auflöſung her⸗ 
beiführen könne. Wir erwarten aber dennoch, nach dieſem Vorgange die Auflöſung 
und was noch mehr ſagen will, man ſpricht fogar davon, daß auch dem Stadt⸗Rathe 
dies Schickſal zu Theil werden würde, obgleich nirgends in unſerer Geſetzgebung auch 
nur eine Andeutung einer Beſtimmung vorhanden iſt, aus welcher ſich ein ſolches Ver⸗ 
fahren interpretiren ließe. Allein darauf kommt es jetzt nicht an. Man kann Alles. 
— Wegen des Empfangs des Ober⸗Bürgermeiſters Hartwig bei feiner Rückkehr von 
Spangenberg, if gegen den Stadtrath eine Disziplinar⸗Unterſuchung eingeleitet worden. 

annover, 24. Dezbr. [Aufnahme der Deputationen) Der N. Br. 
3. und andern ähnlichen Blättern zufolge fol die Aufnahme, welche die am 20. d. M. 
hier zur großen Cour anweſenden Deputationen der leben Provinziallandſchaf⸗ 
ten beim Könige gefunden hätten, eine glänzende geweſen fein. Schon der Umſtand, 
daß der König dieſe Deputationen in beſonderer uͤdienz empfangen, wird als „eine 
vollgültige königl. Anerkennung“ dieſer bekanntlich in Frage ſtehenden Korporationen 
betrachtet. Auch hätte die Anrede des Königs keinen Zweifel an dem „feſten Willen 
gelaſſen, mit dem er die Rechte dieſer „Grundfaktoren feines Reichs“ zu ehren und 
zu ſchützen beabſichtige.“ 5 

Kiel, 25. Dede. (Verhaftung. Der Ober⸗Landwege⸗Inſpektor des Herzog⸗ 
thums Holſtein, F. Leſſer, früher Ingenicurhauptmann, jedoch ſchon vor dem 
Jahre 1848 im Wegebaufache verwandt, beſuchte in dieſen Tagen mit ſeiner Frau 
feinen Schwiegervater, den Gutsbeſizer Dr. Weber auf Roſenkranz, um das Weih⸗ 
nachtsfeſt dort zuzubringen. Am geſtrigen Tage erſchien urplötzlich auf dem Gute ein 
ſtarkes däniſches Militärdetaſchement, umſtellte das herrſchaftliche Wohnhaus, hob 
den darin ſich aufhaltenden Ober⸗Landwege⸗Inſpektor auf, und führte denſelben als Ge⸗ 
fangenen vorläufig nach Noer ab. Den Grund der Inhaftirung ſucht man in den 
früheren militäriſchen Verhältniſſen des Betreffenden, iſt übrigens allgemein davon über: 
zeugt, daß Fürſt Schwarzenberg den unter ſeinen Auſpicien fungirenden Beamten zu 
fhügen wiſſen und dieſes auffallende Verfahren der Dänen nicht ungeahndet laſſen, 
vielmehr auf eine eclatante Satisfaktion dringen werde. (H. €.) 

e ſterreich. 

Wien, 27. Dezbr. (Heirathspläne des Prinzen Napoleon. — Dr. 
Kuchenbäcker. — Palmerſtons Sturz.] Man erwartet hier die Ankunft des 
Hrn. v. Perſigny, der über Berlin nach der Kaiſerſtadt kommen ſoll, um ſich fpäter 
nach St. Petersburg zu begeben, wo er die Intentionen des Präſidenten der franzöſi⸗ 


die Art und Weiſe, wie ſich mehrere deutſche Regierungen ihren Verpflichtungen zur ſchen Republik, bezüglich ſeiner innern und auswärtigen Politik ins Reine bringen und 
Einzahlung ihrer Rückſtände zu entziehen ſuchen, wird immer greller, je mehr Einzel⸗ ſich der Unterſtützung der nordiſchen Mächte verſichern wil. Zugleich wird er um die 


- 


Hand der reichen Prinzeſſin Waſa für den Prinzen Napoleon werben, indem, wie man 
hört, einer andern Verbindung mit legitimen Fürſtenhäuſern noch immer ernſte Beden⸗ 
ken im Wege ſtehen ſollen. Die Prinzeſſin Waſa iſt ungefähr in demſelben Alter als 
der Präfident und nicht eben ſchön zu nennen, allein ihr gutes Herz und ihr großes 
Vermögen machen fie für den Prinzen zu einer wünſchenswerthen Partie. Man zwei⸗ 
felt hier nicht mehr an der Einwilligung der Prinzeſſin Amalie und würde in dieſem 
Falle wahrſcheinlich ihr erlauchter Bruder feine Generalsſtelle in der öſterreichiſchen Ar⸗ 
mee niederlegen und mit einem hohen Poſten am franz. Hofe vertauſchen. — Das 
Judenthum ſcheint gegenwärtig mit höchſt ungünſtigen Augen betrachtet zu werden, denn eine 
Reihe ausnahmsweiſer Maßregeln hat es juſt auf die Bekenner des Moſaismus abgeſehenz nicht 
nur find die zahlreich Ausgewieſenen von der Börſe, dem Handelsſtande und aus der Schrift⸗ 
ſtellerwelt hauptſächlich der jüdiſchen Gemeinde angehörig, auch das einzige Organ des 
Judenthums, die von dem jüdiſchen Gelehrten Dr. Letteris redigirten „Wiener Blätter“ 
iſt von dem Militärgouvernement nunmehr verboten worden. Aus dieſen Erſcheinun⸗ 
gen, ſo wie aus mancherlei Kundgebungen in den Kronländern wollen viele Menſchen 
die bevorſtehende Zurücknahme der Judenemanzipation weiſſagen, eine Eventualität, die 
allerdings von einer großen und zum Theil auch mächtigen Partei mit Eifer herbeige⸗ 
wünſcht wird, die wir jedoch nichtsdeſtoweniger für fo nahe halten, wenn auch gerne 
zugeſtanden wird, daß eine theilweiſe Beſchrankung in einzelnen Bezügen eintreten 
dürfte, indeß an eine gänzliche Beſeitigung der durch die jüngſte Zeitbewegung herbei⸗ 
geführten Reformen in Betreff der Stellung des Judenthums im Staate kaum denk⸗ 
bar erſcheint. — Ein Stadtgerücht will von der gefänglichen Einziehung des in Vorarl⸗ 
berg ergriffenen wiener Flüchtlings Kuchenbäcker wiſſen, der bekanntlich im Vormärz 
als Ober⸗Lieutenant in der k. k. Armee diente und als Profeſſor an der k. k. Ingenieur⸗Aka⸗ 
demie angeſtellt geweſen. Beim Oktoberaufſtande betheiligt, wurde Kuchenbäcker, der 
nebenbei geſagt, der Sohn eines Wundarztes in Mödling iſt, flüchtig, und begab ſich 
in die Schweiz, wo er zu Genf an einer Militärſchule als Lehrer angeſtellt ward. 
Er hat ſeither einen Cours de la strategie herausgegeben und lebt in angenehmen 
Verhältniſſen, ſo daß gar keine Veranlaſſung zu halsbrecheriſchen Unternehmungen vor⸗ 
liegt, weshalb das ganze Gerücht ohne alle Begründung zu ſein ſcheint., Möglicher⸗ 
weiſe waltet hier eine Verwechslung mit dem ungariſchen Emiffär Böhringer ob, der 
in Rendsburg verhaftet wurde und über Prag hier eingetroffen ſein ſoll, wenigſtens ſah 
man vor etlichen Tagen einen wohlverſchloſſenen, von zwölf Grenadieren umringten 
Wagen, auf deſſen Kutſchenbock ein Unteroffizier ſaß, der ſeinen Weg zum Stabs⸗ 
Stockhaus nahm. — Der Rücktritt des Lord Palmerſton war eine hier ſeit län⸗ 
gerer Zeit erwartete Eventualität, die alle Freunde des Beſtehenden mit lautem Jubel 
erfüllt und wurde, wie man hört, im Rücken dieſes Staatsmannes zwiſchen dem eng⸗ 
liſchen und dem öſterreichiſchen Hof abgekartet, wodurch der Sieg der konſervativen Par⸗ 
tei vollendet iſt. Wenn übrigens die Reaktion ſich ſogar auf einen Umſturz der par⸗ 
lamentariſchen Regierung in England gefaßt macht, ſo überſchießt ſie jedenfalls ihr 
Ziel, doch dürfte die Reformfrage durch Palmerſtons Sturz allerdings als beſeitigt gelten. 


; * Wien, 27. Dezbr. [Tagesbericht.] Es iſt zwar noch nicht bekannt, ob 
die kürzlich in Wien gepflogenen biſchöflichen Berathungen auch wirklich zum erwünſch⸗ 
ten Ziele führen, doch ſo viel erfährt man, daß nächſtens ein neues Geſetz über die 
Patronatsverhältniſſe zu erwarten ſtehe. Der Religionsfonds wird zwar unter der 
Verwaltung des Staates bleiben, die Biſchöfe werden aber ohne „Verlangen und 
Bieten“ det der Megierung die nothwendigen Ausgaben bezeichnen können. Auch 
darüber fol man ſich geeinigt haben, daß die Kaplane in Prag 
halt von 400 Fl., am Lande von 300 Fl. erhalten ſollen, ſo wie es für beſtimmt 
behauptet wird, daß in Bezug auf das Kirchenvermögen erwirkt wurde, daß alle neu 
hinzukommende Stiftungen in einen Fonds fließen, der einzig und allein in den Hän⸗ 
den und unter der Verwaltung der Kirche bleibt. — Mit den weiteren Unterhandlun⸗ 
gen über die kirchlichen Angelegenheiten mit der Regierung wurde der Biſchof von 
Seckau⸗Gratz betraut. N 

Ein kaiferliches Patent, wirkſam für den ganzen Umfang des Reiches, beſtimmt 
und ſetzt den Umfang der Militärgerichtsbarkeit fell. Die Strafgerichtsbarkeit der 
Militärgerichte iſt eine ordentliche und außerordentliche. Der ordentlichen Strafge⸗ 
richtsbarkeit unterſtehen alle zum Dienſtſtande des Heeres oder der Kriegsmarine gehö— 
rigen Perſonen; der außerordentlichen diejenigen Perſonen, welche ſich ſolcher ſtrafbarer 
Handlungen wider die Kriegsmacht des Staates ſchuldig machen, die nach dem Straf: 
geſetze oder nach beſonderen Vorſchriften der militärgerichtlichen Unterſuchung und Ab⸗ 
urtheilung vorbehalten werden. — Der Militärgerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſachen unterſtehen in der Regel die Perſonen, welche der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
der Militärgerichte in Strafſachen zugewieſen ſind. 

Für die am 2. Januar zu eröffnende Zollkonferenz find bereits folgende Bevoll⸗ 
mächtigte ernannt: Baden: Miniſterialrath Dr. Hock; Baiern: Miniſterialrath Her⸗ 
mann; Braunſchweig: Finanzdirektor v. Amberg; Darmſtadt: Miniſterialrath v. Bie⸗ 
geleben; Frankfurt: Senator Cöſter; Hannover: Hr. v. Bar; Großherzogthum Heffen: 
der heſſiſche Geſandte in Wien Hr. v. Drachenfels; Lippe: Regierungspräf. v. Lauer; 
Naſſau: Präſident v. Vollpracht; Oldenburg: Hr. v. Philippsborn; Sachſen: Ober: 
Poſtdirektor Schimpff; Würtemberg: Forſtdirektor Sigel. 

Die Stimmung in Groatien iſt nicht die beſte. Die Noth in Stadt und Land trägt 
viel dazu bei, die Leute zu Kopfhängern zu machen. Manche neue Inſtitution wird 
ſower goutirt und fehlt es nicht an Leuten, welche die Mißgunſt nähren. In Siſſek 
kam es z. B. neulich zu beklagenswerthen Auftritten, wo man ſich ſogar zu einer 
Demonſtration in einer Geſellſchaft hinreißen ließ, wegen der eine Unterſuchung einge⸗ 
leiter wurde, und deren Zuſammenhang nicht wohl für die Oeffentlichkeit paßt, da ſie 
EINE geachtete Perſönlichkeit betraf. In Eſſek tauchen magypariſche Tendenzen auf, die 
ich ſchon bei der Zuſammenſtellung des Gemeinderaths kundgaben. In Karlsſtadt 
gelang es dem Obergeſpan, Hrn. v. Bunjevac aus Agram, auf die Wahlen in einem gün⸗ 
ſtigeren Sinne zu wirken, als ſie ſonſt wohl ausgefallen wäre. 

Nach dem durch die k. k. Poſtdirektion ausgegebenen Preisverzeichniſſe der auslaͤn⸗ 
diſchen Zeitungen wird von den k. k. Poſtämtern auf 130 verſchiedene Tagesblätter 
Pränumeration angenommen. Davon find der Sprache nach 785 deutſch, 248 fran- 
zöſiſch, 119 engliſch, 60 italieniſch, 28 ruſſiſch, 27 holländiſch, 20 polniſch, 10 grie⸗ 
chiſch, 9 ſchwediſch, 6 däniſch, 2 türkiſch, 2 wendiſch, I litthauiſch und 1 ſerbiſch. 

Das Gerücht, daß Fürſt v. Carignan mit einer Erzherzogin des Hauſes Habsburg 
ein Ehebündniß ſchließen würde, taucht wieder auf, und erhält mit Hindeutung auf eine 
diesfällige Erklärunng der „Mailänder Ztg.“ neue Anhaltpunkte. Ne 


Mr. Michaud, beim auswärtigen Miniſtertum in Paris attachitt, iſt geſtern bier 


einen jährlichen Ge⸗ 


angekommen. N | 
au: t tie denn on n n 

Nom, 16. Dezbr. [Zuſkände.] Dem Vernehmen nach iſt die Regierung 
geſonnen, gegen die politiſchen Gefangenen hinfort weniger Strenge walten zu laffen. 
Bereits haben Einige Päſſe für das Ausland erhalten, und Anderen ſollen namhafte 
Erleichterungen in ihrer Gefangenſchaft zu Theil geworden ſein. Deſto eifriger werden 
die Prozeſſe gegen Diejenigen betrieben, welche ſich in der Zeit der Republik mit Kri⸗ 
minalverbrechen befleckt haben. Ueber eine Anzahl von nicht weniger als vierzig, die 
an der Beraubung von Kirchen in jener Zeit Theil genommen, iſt geſtern das End⸗ 
urtheil gefällt worden, das bei nicht Wenigen auf Tod lauten ſoll. Außerdem ſieht 
man der Hinrichtung eines franzöſiſchen Trompeters entgegen, welcher einen Schank⸗ 
wirth, in deſſen Hauſe er ſich verſteckt hatte, auf wahrhaft ſchaudererregende Weiſe 
ermordete, um ſich ſeiner kleinen Baarſchaft zu bemächtigen. — Dennoch iſt die 
Spannung der Gemüther trotz aller äußeren Ruhe noch immer ſehr groß, und Ge⸗ 
rüchte über eine beabſichtigte Schilderhebung der Republikaner, zu deren Unterſtützung 
Garibaldi irgendwo landen werde, werden wohl gefliſſentlich von gewiſſer Seite ver⸗ 
breitet, um Regierung und Volk in ſteter Unruhe zu erhalten. — Für das Reſultat 
der Abſtimmung in der franzöſiſchen Armee iſt charakteriſtiſch, daß von den 22 Mili⸗ 
tär⸗Aerzten 21 gegen den Präfidenten ihr Votum abgaben, ebenſo der größere Theil 
der Artillerie und des Genie-Corps. 

[Zuſtände in Piemont.] Wir wollen gern glauben, daß das turiner Kabinet 
es mit ſeiner Erklärung, die Verfaſſung zu halten, aufrichtig meint. Die Frage iſt 
nur: wird man es ihm erlauben? Piemont iſt dermalen noch der einzige Staat 
Italiens mit konſtitutioneller Regierung, mit Volksvertretung, mit Steuerbewilligungs⸗ 
recht, mit freier Preſſe. Unzertrennlich damit muß ſich auch ein gewiſſes italieniſches 
Nationalgefühl und die nothwendige Oppoſition gegen den wiederhergeſtellten Abſolu⸗ 
tismus in den anderen Ländern und deren Abhängigkeit von fremden Einflüſſen erhal⸗ 
ten, und unmöglich wird zu verhüten ſein, daß alle Freunde des Vaterlandes und der 
Freiheit dorthin ihre letzten Hoffnungen richten. Auch ſind die Antecedentien des 
Hauſes Savoyen nicht von der Art, daß fie allzugroße Selbſtverleugnung erwarten 
laſſen, zumal hier, wo alle Umftänds zuſammenwirken, um der geheimen Neigung das 
Anſehen eines unwiderſtehlichen Zwanges zu geben. Ohne daher der Meinung Ihres 
turiner Korreſpondenten zu nahe zu treten, ſei es doch immer erlaubt, ſich auf entge⸗ 
gengeſetzte Eventualitäten gefaßt zu machen. Daß Rußland gerade jetzt den feit 
1848 unterbrochenen diplomatiſchen Verkehr mit Piemont wieder aufnimmt, iſt bezeich⸗ 
nend; desgleichen läßt die Ausſöhnung mit Neapel auf annähernde Schritte ſchließen. 
Man wird die Sache nicht über das Knie brechen, aber ebenſowenig die in den Zeit⸗ 
verhältniſſen zu begründenden Modifikationen unterlaſſen. — Aus ganz zuverläſſiger 
Quelle darf ich melden, daß der ſardiniſche Geſandte in Wien mit Inſtruktionen 
verſehen worden iſt, welche keine geringen Gefälligkeiten für die öſterreichiſche Regie⸗ 
rung enthalten. Dahin gehört zunächſt die Ausweiſung mehrerer vornehmen Flüchtlinge aus 
der Lombardei und die Unterdrückung verſchiedener Oeſterreich feindlichen Journale, ſo⸗ 
wie die ftrengfte Beaufſichtigung des mit ihnen und anderen aufreizenden Schriften 
getriebenen Schmuggels. Als zweiter Akt ſoll die Auflöſung der Nationalgarde bevor: 
ſtehen. Man ſpricht auch von einem eigenhändigen Schreiben des Königs an Radetzky, 
worin noch ganz andere Dinge ſtehen: indeß kann ich davon, in Ermangelung jedes 
positiven Beweiſes, nur ſagen: relata refero. Gewiß ift dies, daß man in Wien 
den Zeitpunkt für günſtig hält, Italien vollkommen wieder in den vormärzlichen Zu⸗ 
ſtand zurück zu verſetzen und ſich der ſo lange Jahrhunderte angeſtrebten, aber immer 
mißglückten Hegemonie auf feſter Baſis zu verſichern. Wenn es gelingt, Frankreich 
fern zu halten und mit ſich ſelbſt zu beſchäftigen, ſo laſſen ſich die vortheilhaften 
Chancen nicht verkennen. England freilich giebt noch einigen Anlaß zu ernſten Be⸗ 
denken, und zuletzt wacht über den Geſchicken der Nationen doch eine höhere Macht 
und Vorſehung, als die Staatskunſt der Diplomaten und der Miniſter. Wollte man 
jetzt vor Allem den Glauben an ſie verlieren, ſo müßte man an einer Zukunft Euro⸗ 


pa's verzweifeln. (Köln. 3.) 
Frankreich. 


Paris, 25. Dez. (Tagesbericht.] Von 81 Departements ift das Reſultat 
der Abſtimmung bekannt, 6,011,000 Ja und 709,000 Nein. Doch iſt in einer An⸗ 
zahl Gemeinden des Herault das Votum über das Plebiscit durch die kommandirenden 
Generale vertagt worden. 

Der Präſident zeigte ſich geſtern zum erſtenmale nach ſeinem glücklich vollbrachten 
Coup im Theater und wurde mit ſtürmiſchem Applaus begrüßt. Indeß miſcht ſich be⸗ 
reits ein Wermuthstropfen in den Freudetrank der haute finance, welche durch die 
Finanzprojekte des Prinz⸗Präſidenten, namentlich durch die beabſichtigte Rentenkon⸗ 
verſion, beunruhigt wird. Dieſe Projekte werden auch vermuthlich Herrn Fould aus 
dem Kabinet treiben und fein Portefeuille Herrn Ducos in die Hände legen. 5 

Es ſcheint faſt als ſollte die Börſe ihre enragirte Unterſtützung des Prinzen ſeht 
ſchnell büßen. Aus Furcht vor der rothen Republik, in deren Gefolge fie die Schrek 
kensherrſchaft und willkürliche Eingriffe in das Eigenthum kommen fah, warf fie ſich 
vor dem Eidbruch in die Knie; und der Eidbruch hat die furchtbarſte, weil demorali⸗ 
ſirende Schreckensherrſchaft über Frankreich ausgedehnt und ſtellt die abenteuerlichſten 
Finanzerperimente in Ausſicht. ö 

Auch beſtätigt ſich des Prinzen Abſicht, von Belgien 
1832 aufgewendeten franzöſiſchen Kriegskoſten zu fordern. 


Sſch we iz · 

* Aus der Schweiz, 24. Dez. [Vermiſchtes.] Der große Rath von 
Neuenburg hat vor einigen Tagen ſich im Allgemeinen für Einführung der Civilehe er⸗ 
klärt. In der Sitzung vom 22. hat er den vorgelegten Geſetzentwurf votirt. Von 
48 Stimmen haben ſich nur drei gegen das Inſtitut ausgeſprochen. — Zur Einrichtung 
des ſchweizeriſchen Telegraphennetzes hat die neuenbun, Regierung 6000 Fr. gezeich⸗ 
net; dieſer reiche Kanton gehört ſomit zu den wenigſt betheiligten. Freilich hat ſelbſt 
das noch reichere Bern noch weniger, nur 2000 Fr., gezeichnet, und auch dies nicht 
die Regierung, ſondern das Kaufhaus Marquord. St. Gallen und Appenzell, auch 
Baſel, haben je 50.—55,000 Fr. zugeſichert, die Urkantone find ſämmtlich ohne erheb⸗ 
liche Betheiliguug geblieben; Uri, Schwoz und Baſelland fehlen ganz. Das Anlage⸗ 
kapital beträgt nach der Berechnung der Ingenieure 400,000 Fr., davon fehlen aber 
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die Erſtattung der im Jahre 
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125,000. — Da die Bundesverſammlung im April wieder eröffnet werden fell, fo 
hat der große Rath von Neuchatel zu Deputirten für den Ständerath die Herten: 
Gonzalve Petitpierre und Jeanrenaud Beſſon wiedergewählt. — Der in der Revolution 


von 1848 ſehr herd ene Hr. Droz hat das Amt, das er bisher im S nft 
on 1848 fehr a e Vac & taatsdie 


ff 
hun f 0 b eppersdorf, Hennetsdorf, Krummoelſe, Kunzendorf und Langwaſſer. 1 N 
. eben Fe ee Pa — niedergelegt. An ſeine Stelle tritt wu u Berge — — — 9 au — VER — Ober⸗ 
zu Neujahr ein Hr. Matthey. — Einer unſerer flüchtigen Landsleute, der frühere leipzi⸗ F e 
JJ %%% / She an br sangen le a8 Balenbin; uber ht 
„Handels- und Gewerbe⸗Zeitung Pa 1, 1200 5 bunzſauer Kteiſes beftätigt. Der bisherige Kafechet in Meffersdorf, Burghart, zum Paſtor in 
G nie n. f \ 


RT A Schawolne, Kreis Trebnitz, berufen. Die Vokation für den bisherigen Predigtamts-Gandidaten 
Madrid, 20. Dezbr. [Geburt einer präſumtiven Thronerbin. — 


Mieliſch zum Paſtor in Pilgramsdorf, Kteis Lüben, beſtätigt worden. 
Narvaez wieder an der Spitze der Geſchäfte.] Die außerordentliche Gelegen⸗ — 
heit benützend, freue ich mich, Ihnen mittheilen zu können, daß Ihre Majeftät die 
Königin Iſabella ſoeben von einer Infantin glücklich entbunden worden iſt. Die 
Madrilenos ſind in einem Freudenrauſche, die permanente Deputation der Granden, 
die Deputation von Aſturien, der hohe Klerus u. ſ. w. wurden geſtern ſchon in den 
Palaſt beſchieden. Die Alebarderos können die jubelnden Volkshaufen kaum von den 
innern Zugängen zum Palaſt zurückhalten. Eben kommt der Feldmarſchall Herzog 
von Velencia aus dem Palaſt. Dichte Maſſen loyaler Spanier beobachten das Palais 
der Königin⸗Mutter, Marie Chriſtine; der furchtbare Verdacht, der beim Tode des 
erſten Kindes der Königin gegen die ehemalige Regentin des Reichs auftauchte, beſteht 
noch zu voller Kraft. Ich höre ſoeben, daß der König⸗Gemahl Don Franz, interimi⸗ 
ſtiſch die Regierung übernommen hat. N. S. Ich öffne dieſen Brief noch ein Mal, 
der Marſchall Narvaez, Herzog von Valencia, ſoll von dem König⸗Regenten den Auf: 
trag erhalten haben, ein neues Kabinet zu bilden; das bisherige ſoll einfach verabſchie⸗ 


det worden ſein. 3 

hi ! A 1 T e n. 

* Bombay, 3. Dose, Die Momuns ſcheinen neue Kämpfe vorzubereiten und 
rechnen auf Doſt Mohameds Hilfe. Die Muzeeres beläſtigen wieder die Grenze und 
haben die Salinen von Bahadar angegriffen. Truppen aus Multan ſind gegen die 
Grenze marſchfertig. Neuerdings ſind mehrere Kriegsſchiffe zur Genugthuungsforderung 
nach Rangun im birmaniſchen Reich abgeſegelt. 

(Nachrichten aus China.] Die Rebellenarmee iſt vor Peking erſchienen; der 
Kaiſer iſt geflohen und ſoll abgedankt haben. Der Inſurgentenhäuptling hat den Thron 
beſtiegen. Dieſe Nachrichten bedürfen jedoch noch der Beſtätigung. 


1893] Bekanntmachung. 

Vom 1. k. Mts. und Jahres an wird die Perfonenpoft zwiſchen Breslau und 
Münſterberg bis Patſchkau ausgedehnt und ſomit ein ununterbrochener Bres⸗ 
lau⸗Patſchkauer Perſonenpoſt⸗Cours hergeſtellt werden. 

Die neue Breslau⸗Patſchkauer Perſonenpoſt wird folgenden Gang erhalten: 
aus Breslau täglich um 8 ½ Uhr Abends nach dem Eintreffen des Dampf⸗ 
wagenzuges aus Berlin, in Patſchkau am andern Morgen um 6 Uhr; aus 
Patſchkau täglich um 9 ½ Uhr Abends, in Breslau am andern Morgen 
um 7 Uhr, zum Anſchluß an den um 8 / Uhr früh nach Berlin abgehenden 
. 

Das Perſonengeld beträgt 5 Sgr. pr. Perſon und Meile, wofür jeder Reiſende 

30 Pfund Gepäck frei mit ſich führen =, as 

Auf der Tour zwiſchen Breslau und Strehlen courſicen neunfigige, auf der 
Tour zwiſchen Strehlen und Patſchkau dagegen vierfigige Hauptwagen. 

Bei vollſtändiger Beſetzung der Hauptwagen werden für die übrigen Reiſenden 
Bei⸗Chaiſen geſtellt. Breslau, den 27. Dezember 1851. 

Der Ober⸗Poſt⸗Direktor. gez. Kaempffer. 


Wir erneuern hiermit unſere Anzeige vom vorigen Jahre, daß wir neben unſerem 

Engros⸗Wein⸗ und Rum⸗Geſchäft auch flaſ chenweiſe verkaufen, und zwar: 
alle Gattungen franzöſiſcher, ſpaniſcher, Rhein⸗, Ungar⸗ und Champagner⸗Weine, 

fo wie auch Arak, Rum, Cognac ic. 
Die vollftändigfte Auswahl von jüngeren und älteren bis zu den feinften Kabinets⸗ 
Weinen iſt vorhanden und die Preiſe ſind nach Verhältniß aufs Billigſte geſtellt. 

Preisverzeichniſſe ſtehen im Comtoir zu Dienſten. 
3551 Grüttner u. Comp., Junkernſtraße Nr. 31. 


Provinzial-Zeitung. | a 
Dieſe zur gänzlichen Heilung 


otizen aus der Provinz.) * Glogau. Die Einnahmen bei unſerer N ie or Per ar age 
ſtädtiſchen Verwaltung hatten in den letzten Jahren mannigfache Ausfälle erlitten. So Selber | es, Grippe, Fr e Hei⸗ 
z. B. durch den Ausfall der Laudemien, der Zuſchreibegebühren, des Schutz- und Ju⸗ 848% Sr Apolh George «Epimal N 1 Arenal — u. wi 
3 64: 5 7 45 r . 2 # 2 ; L 0 eke 2 s in — h n 
risdiktions⸗Geldes, des Speiſegeldes, der Pachtgefälle für die Jagden auf den Ruſtikal⸗ Schacht 16 Sar oder 50 Kr 1 Srliacht8&gr.oder 28Kr und dic be a! N 


Ländereien u. ſ. w. Andererſeits waren die Ausgaben geſtiegen. So z. B. veraus⸗]! 


5 A E g NP? werden verkauft in allen Städten Deulihlands, n Bresiau tm Hauptdepot für Schleſten bei 

abte die Armen⸗Verwaltung das Dreifache gegen früher (im Jahre 1845 2000, jetzt , f S Nr. 7. 

900 n e 22 fi gegen: fi 2 a l ieee 11530] 3 a — i eurich, Neue Schweloniber Straße R 

ten hierzu 8 be für mia: tee ae 3 1848 pre Briefpapier mit dem Wappen 136321 

werden mußte. Alles dies machte es nothwendig, die unter dem Namen „Servis“ Mo: ar 2 2 m 

baftehende Kommungl⸗Einkommenſteuer zu erhöhen, und die früher auf bloßer Libe⸗ ab Mit Gott für König uud. ate end 0 
ralität beruhenden Befreiungen von dieſer Steuer wegfallen zu laſſen. Hierbei war 3 Joh. K 2 7 0. 

man bemüht geweſen, die Hausbeſitzer, welche unverhältnißmäßig hoch beſteuert wa⸗ RE n To Bu ug 

ren, möglichſt gleichmäßig zu veranſchlagen. Die Steuererhöhung erfolgt nun in der | . PER hl 75 tes werder e ah, DAR 


Art, daß die unterfte Steuerſtufe 5 ½ Sgr. und alle übrigen Steuerſtufen 74 pEnt- 


nt. ſoll vom 1. April 1852 ab auf 3 Jahre nach | he, Drenger aus der Uckermarck. Ob on 
des Einkommens der ſteuerpflichtigen Gemeindeglieder beträgt. Dieſer Steuerſatz wird ei 5 * 


erfolgter Licitation verpachtet werden. Gansauge aus Gleiwitz. Lieut. Schafhaufen 


o viel mal erhoben, als das Bedürfniß des Stadthaushaltes dies erfordert und zwar Zu dieſer ſteht Termin aus Heidänichen. Leut. Jung aus Glogau. 
9 1852 4% mal geſchehen. Die Geſammt⸗Steuer⸗Summe, welche am u rg 1852, Kauf her az „ aus London. 
erhoben werden ſoll, beträgt 13,146 Thlr. 15 Sgr. — Am 20. d. M. verunglückte] auf dem tathbänelichen Si Aden 729 Kaufm. j 

beim Schlittſchuhlaufen der 13jährige Sohn eines Gärtners im Dorfe Klautſch, und! Die Pachſbebingungen find in der Raths. Markt ⸗ Wreiſe. 

wurde nur mit großer Mühe gerettet. ö Dienerſtube einzufeben. 1 Breslan am 29. Dezember 

I Guhrau. Seit dem 12. d. Mts. vermißt man einen Inwohner aus Sander ar den 20. Dez. 1851. feine, ſeime, mit. ordin. Waare. 
borske, der, um Einkäufe zu machen, nach Rawicz gegangen fein ſoll. — Am 15. d. e Schießwerder⸗Deputation. eie Wetten TOT TE Sir 


Gelber diio 67 65 62 56 


Neujahrskarten Be „ o 


ba ſich di 5 il Ni i- empfi ins: Gab. 46. 45, 42 41 

war, wohnte. Er ſoll ſich dieſe Wohnung gewählt haben, weil Niemand wegen ſei⸗ empfiehlt in geſchmackvolen Deſſin : N. An 

ner Unverträglichkeit mit ihm zuſammen wohnen wollte. Et war auch dem Brannt- 13631] J. Klauſa, Niemerzeile 10: Geben 3% EZ — — 
2633] Das Gewölbe der Buchhandlung |Rotbe Kleeſaagt — 15 12 1% 


. e ſehr ergeben. — An Stelle des Perſonal⸗Servis wird hier künftiges Jahr 


eine klaſſiſtzirte Einkommenſteuer treten. Dazu kommt noch der Real⸗Servis von Häu⸗ Schulz & Comp., Altbüßerſtraße Nr.] Weiße Kleeſaat — 12 10 S- 9 Rllr. 
5 Ege 1 hu 43 geg mit, Gomptois, und Beigela son Ofen 8 1194 Site. by. 1. OT, 
e» Steinau. Am 23. d. Mts. hatte der Eliſabet⸗Verein den armen Kin⸗ N bd a, eb. Näheres Sappſte * detto tet. eingeſetzte 


Schreibebuch, einige Bogen Papier, einen Bleiſtift, 5 Schieferſtifte und 4 Stahlfedern 2 98946 3 


Oberſchl. Lit. A. 3½ 138% bez. u. Gl., 
Rhelniſche 69 bez. e gerd po 88 Br. Geld. u. 


Feier des Weihnachts ⸗Feſtes. — Ihre Majeftät die Königin hatte mit großer Milde Fonds, Courſe. eihe 5 101 „ 102% bez. St.- Anleihe 1850 7 55 10% 
dem Vereine bedeutende Unterſtützungen zukommen laſſen. 10 u. Gl. St. S. bez. Seehandl-Präm.-Sch. 120 bez. Poſ. . 5 4 
a — 105% Gl. 3 AAN reuß. Bank⸗Antheil. Sch. 99% a 100 Di. Poln. Pfdbr. 
Liegnitz. In dem Jurisdittiongbezirke des königlichen Kreisgericht zu Löwenberg und der - — — neue 4% 94% Poln. Part.-Obligat. 2 500 Fl. 4% 84 bez., à 300 Sl. 
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demſelben chäti en Gerichtskommiſſſonen zu Friedeberg a. Q., Greiffenberg, Lähn und Lie ⸗ 
Fee 1 d. Ae ab folg Nawe ngen efngeizeten: Die zweite Gesch tem 
fion zu 


der Gerichtskommiſſion zu Greiffenberg von der Gerichtskommiſſton zu 5% Metall. 95% 
ahn, Querbach und abi g 7 


